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Gesetzesbeschluss
des Deutschen Bundestages 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU zur 
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen 
Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 196. Sitzung am 20. Oktober 2016 

aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichts des Ausschusses für 

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit – Drucksache 18/10057 – den 

von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU zur 

Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur 

Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates 

– Drucksache 18/9417 – 

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen. 

Fristablauf: 25.11.16 

Erster Durchgang: Drs. 237/16 



 

 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Folgender Buchstabe a wird vorangestellt: 

a) ‚ Nach der Angabe zu § 16 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 16a Störfallrelevante Änderung genehmigungsbedürftiger Anlagen“.‘ 

bb) Die bisherigen Buchstaben a bis c werden die Buchstaben b bis d. 

cc) In dem neuen Buchstaben b wird die Angabe „§ 16a Störfallrelevante Änderung ge-
nehmigungsbedürftiger Anlagen“ gestrichen. 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a werden die Wörter „Infrastrukturen und Tätigkeiten“ durch die Wörter 
„Infrastrukturen oder Tätigkeiten“ ersetzt. 

bb) Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

aaa) Absatz 5b Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Eine störfallrelevante Errichtung und ein Betrieb oder eine störfallrelevante 
Änderung einer Anlage oder eines Betriebsbereichs ist eine Errichtung und 
ein Betrieb einer Anlage, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines Betriebs-
bereichs ist, oder eine Änderung einer Anlage oder eines Betriebsbereichs ein-
schließlich der Änderung eines Lagers, eines Verfahrens oder der Art oder 
physikalischen Form oder der Mengen der gefährlichen Stoffe im Sinne des 
Artikels 3 Nummer 10 der Richtlinie 2012/18/EU, aus der sich erhebliche 
Auswirkungen auf die Gefahren schwerer Unfälle ergeben können.“ 

bbb) In Absatz 5d wird das Wort „Hauptverkehrswege“ durch die Wörter „wichtige 
Verkehrswege“ ersetzt. 

c) Nummer 4 Buchstabe b wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird vor dem Wort „Anlage“ das Wort „genehmigungsbedürftigen“ einge-
fügt.  

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Soweit es zur Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstands erforderlich ist, 
kann die zuständige Behörde ein Gutachten zu den Auswirkungen verlangen, die bei 
schweren Unfällen durch die Anlage hervorgerufen werden können.“ 

d) In Nummer 5 Satz 1 werden die Wörter „unterschritten wird“ durch die Wörter „erstmalig 
unterschritten wird, der bereits unterschrittene Sicherheitsabstand räumlich noch weiter 
unterschritten wird oder eine erhebliche Gefahrenerhöhung ausgelöst wird“ ersetzt. 

e) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

6. ‚ § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1a wird folgender Absatz 1b eingefügt: 

„(1b) Absatz 1a gilt für den Erlass einer nachträglichen Anordnung entspre-
chend, bei der von der Behörde auf der Grundlage einer Verordnung nach § 7 
Absatz 1b oder einer Verwaltungsvorschrift nach § 48 Absatz 1b weniger strenge 
Emissionsbegrenzungen festgelegt werden sollen.“ 

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist zur Erfüllung der Anordnung die störfallrelevante Änderung einer Anlage 
erforderlich, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines Betriebsbereichs ist, und 
wird durch diese Änderung der angemessene Sicherheitsabstand erstmalig un-
terschritten, wird der bereits unterschrittene Sicherheitsabstand räumlich noch 
weiter unterschritten oder wird eine erhebliche Gefahrenerhöhung ausgelöst, so 
bedarf die Änderung einer Genehmigung nach § 16 oder § 16a, wenn in der An-
ordnung nicht abschließend bestimmt ist, in welcher Weise sie zu erfüllen ist.“ ‘ 

f) Nummer 7 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Genehmigung einer Anlage, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines Betriebsbe-
reichs ist, kann nicht im vereinfachten Verfahren erteilt werden, wenn durch deren stör-
fallrelevante Errichtung und Betrieb der angemessene Sicherheitsabstand zu benachbarten 
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Schutzobjekten unterschritten wird oder durch deren störfallrelevante Änderung der an-
gemessene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten erstmalig unterschritten 
wird, der bereits unterschrittene Sicherheitsabstand räumlich noch weiter unterschritten 
wird oder eine erhebliche Gefahrenerhöhung ausgelöst wird.“ 

g) Nummer 10 wird wie folgt geändert: 

aa) § 23a wird wie folgt geändert: 

aaa) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

(1) „ Die störfallrelevante Errichtung und der Betrieb oder die störfallre-
levante Änderung einer nicht genehmigungsbedürftigen Anlage, die Betriebs-
bereich oder Bestandteil eines Betriebsbereichs ist, ist der zuständigen Be-
hörde vor ihrer Durchführung schriftlich anzuzeigen, sofern eine Genehmi-
gung nach Absatz 3 in Verbindung mit § 23b nicht beantragt wird. Der An-
zeige sind alle Unterlagen beizufügen, die für die Feststellung nach Absatz 2 
erforderlich sein können. Soweit es zur Ermittlung des angemessenen Sicher-
heitsabstands erforderlich ist, kann die zuständige Behörde ein Gutachten zu 
den Auswirkungen verlangen, die bei schweren Unfällen durch die Anlage 
hervorgerufen werden können. Die zuständige Behörde hat dem Träger des 
Vorhabens den Eingang der Anzeige und der beigefügten Unterlagen unver-
züglich schriftlich zu bestätigen. Sie teilt dem Träger des Vorhabens nach Ein-
gang der Anzeige unverzüglich mit, welche zusätzlichen Unterlagen sie für 
die Feststellung nach Absatz 2 benötigt.“ 

bbb) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

(2) „ Die zuständige Behörde hat festzustellen, ob durch die störfallrele-
vante Errichtung und den Betrieb oder die störfallrelevante Änderung der An-
lage der angemessene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten 
erstmalig unterschritten wird, räumlich noch weiter unterschritten wird oder 
eine erhebliche Gefahrenerhöhung ausgelöst wird. Diese Feststellung ist dem 
Träger des Vorhabens spätestens zwei Monate nach Eingang der Anzeige und 
der erforderlichen Unterlagen bekannt zu geben und der Öffentlichkeit nach 
den Bestimmungen des Bundes und der Länder über den Zugang zu Umwel-
tinformationen zugänglich zu machen. Wird kein Genehmigungsverfahren 
nach § 23b durchgeführt, macht die zuständige Behörde dies in ihrem amtli-
chen Veröffentlichungsblatt und entweder im Internet oder in örtlichen Ta-
geszeitungen, die im Bereich des Standortes des Betriebsbereichs verbreitet 
sind, öffentlich bekannt. Der Träger des Vorhabens darf die Errichtung und 
den Betrieb oder die Änderung vornehmen, sobald die zuständige Behörde 
ihm mitteilt, dass sein Vorhaben keiner Genehmigung bedarf.“ 

bb) § 23b wird wie folgt geändert: 

aaa) In Absatz 1 werden die Sätze 1 bis 5 wie folgt gefasst: 

„Ergibt die Feststellung nach § 23a Absatz 2 Satz 1, dass der angemessene Si-
cherheitsabstand erstmalig unterschritten wird, räumlich noch weiter unter-
schritten wird oder eine erhebliche Gefahrenerhöhung ausgelöst wird, bedarf 
die störfallrelevante Errichtung und der Betrieb oder die störfallrelevante Än-
derung einer nicht genehmigungsbedürftigen Anlage, die Betriebsbereich oder 
Bestandteil eines Betriebsbereichs ist, einer störfallrechtlichen Genehmigung. 
Dies gilt nicht, soweit dem Gebot, den angemessenen Sicherheitsabstand zu 
wahren, bereits auf Ebene einer raumbedeutsamen Planung oder Maßnahme 
durch verbindliche Vorgaben Rechnung getragen worden ist. Die Genehmi-
gung setzt einen schriftlichen Antrag voraus. § 10 Absatz 2 gilt entsprechend. 
Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass die Anforderun-
gen des § 22 und der auf Grundlage des § 23 erlassenen Rechtsverordnungen 
eingehalten werden und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Be-
lange des Arbeitsschutzes nicht entgegenstehen.“ 

bbb) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Über den Antrag auf störfallrelevante Errichtung und Betrieb einer 
Anlage hat die zuständige Behörde innerhalb einer Frist von sieben Monaten 
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nach Eingang des Antrags und der erforderlichen Unterlagen zu entscheiden. 
Über den Antrag auf störfallrelevante Änderung einer Anlage ist innerhalb ei-
ner Frist von sechs Monaten nach Eingang des Antrags und der erforderlichen 
Unterlagen zu entscheiden. Die zuständige Behörde kann die jeweilige Frist 
um drei Monate verlängern, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Prüfung 
oder aus Gründen, die dem Antragsteller zuzurechnen sind, erforderlich ist. 
Die Fristverlängerung soll gegenüber dem Antragsteller begründet werden. 
§ 10 Absatz 7 Satz 1 gilt entsprechend.“ 

cc) § 23c wird wie folgt gefasst: 

„§ 23c 

Betriebsplanzulassung nach dem Bundesberggesetz 

Die §§ 23a und 23b Absatz 1, 3 und 4 gelten nicht für die störfallrelevante Errich-
tung und den Betrieb oder die störfallrelevante Änderung einer nicht genehmigungs-
bedürftigen Anlage, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines Betriebsbereichs ist, 
wenn für die Errichtung und den Betrieb oder die Änderung eine Betriebsplanzulas-
sung nach dem Bundesberggesetz erforderlich ist. § 23b Absatz 2 ist für die in Satz 1 
genannten Vorhaben unter den in § 57d des Bundesberggesetzes genannten Bedin-
gungen entsprechend anzuwenden. Die Regelungen, die auf Grundlage des § 23b Ab-
satz 5 durch Rechtsverordnung getroffen werden, gelten für die in Satz 1 genannten 
Vorhaben, soweit § 57d des Bundesberggesetzes dies anordnet.“ 

h) In Nummer 13 Buchstabe b Satz 1 werden die Wörter „Anlagen eines Betriebsbereichs“ 
durch die Wörter „Anlagen, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines Betriebsbereichs 
sind,“ ersetzt. 

2. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2a werden vor dem Semikolon am Ende die Wörter „oder Zulassungen für 
Betriebspläne nach § 57d Absatz 1 des Bundesberggesetzes“ eingefügt. 

b) Nummer 2b wird wie folgt gefasst: 

„2b. Entscheidungen über die Zulässigkeit von Vorhaben, die benachbarte Schutzobjekte 
im Sinne des § 3 Absatz 5d des Bundes-Immissionsschutzgesetzes darstellen und die 
innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands zu einem Betriebsbereich nach § 3 
Absatz 5a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes verwirklicht werden sollen und ei-
ner Zulassung nach landesrechtlichen Vorschriften bedürfen;“. 

3. Nach Artikel 3 wird folgender Artikel 4 eingefügt: 

Artikel 4‚  

Änderung des Bundesberggesetzes 

Im Bundesberggesetz vom 13. August 1980 (BGBl. I S. 1310), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 4. August 2016 (BGBl. I S. 1962) geändert worden ist, wird nach § 57c fol-
gender § 57d eingefügt: 

„§ 57d 

Zulassungsverfahren für störfallrelevante Vorhaben 

(1) Bei der Zulassung eines Betriebsplans zur Errichtung oder Änderung eines Betriebs 
ist ein Rahmen- oder Sonderbetriebsplan zu verlangen und die Öffentlichkeit entsprechend 
§ 23b Absatz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beteiligen, wenn  

1. es sich dabei um eine störfallrelevante Errichtung und einen Betrieb oder eine störfallrele-
vante Änderung einer Anlage nach § 3 Absatz 5b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
handelt, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines Betriebsbereichs nach § 3 Absatz 5a 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist und die keiner Genehmigung nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz bedarf, 
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2. durch die störfallrelevante Errichtung und den Betrieb oder die störfallrelevante Änderung 
der angemessene Sicherheitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten nach § 3 Absatz 5c 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erstmalig unterschritten wird, der bereits unter-
schrittene Sicherheitsabstand räumlich noch weiter unterschritten wird oder eine erhebli-
che Gefahrenerhöhung ausgelöst wird und 

3. keine Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens nach § 52 
Absatz 2a Satz 1 vorgesehen ist.  

§ 18 der Störfallverordnung ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass anstelle des 
Antrags nach § 23b Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes der Antrag auf Betriebs-
planzulassung tritt. Anforderungen nach § 22 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie der 
auf Grundlage des § 23 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erlassenen Verordnungen sind, 
sofern sie über die Anforderungen nach § 55 hinausgehen, öffentliche Interessen im Sinne des 
§ 48 Absatz 2 Satz 1. 

(2) Bei Vorhaben, die die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 erfül-
len und bei denen die Öffentlichkeitbeteiligung nach den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 genann-
ten Vorschriften erfolgt, ist die Öffentlichkeitsbeteiligung mit der Maßgabe durchzuführen, 
dass sich der Umfang der vorzulegenden Unterlagen, Berichte und Empfehlungen entspre-
chend § 23b Absatz 2 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bestimmt. Die Regelungen 
des § 18 der Störfall-Verordnung sind dabei mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass  

1. an die Stelle des Antrags nach § 23b Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes der 
Antrag auf Betriebsplanzulassung tritt, 

2. an die Stelle der in § 18 Absatz 2 Nummer 4 der Störfall-Verordnung genannten Frist die 
im Verfahren nach § 52 Absatz 2a Satz 1 geltende Frist tritt, 

3. an die Stelle der Information über die grenzüberschreitende Beteiligung nach den Vor-
schriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung die Information über die 
grenzüberschreitende Beteiligung nach § 57a Absatz 6 in Verbindung mit § 3 der Verord-
nung über die Umweltverträglichkeitsprüfung bergbaulicher Vorhaben tritt und 

4. in der Bekanntmachung auch auf die Angaben nach § 73 Absatz 5 Satz 2 Nummer 3 und 4 
Buchstabe a des Verwaltungsverfahrensgesetzes hinzuweisen ist.  

Absatz 1 Satz 3 ist anzuwenden. 

(3) Absatz 1 Satz 1 und 2 und Absatz 2 Satz 1 und 2 gelten nicht, soweit dem Gebot, den 
angemessenen Sicherheitsabstand zu wahren, bereits auf Ebene einer raumbedeutsamen Pla-
nung oder Maßnahme durch verbindliche Vorgaben Rechnung getragen worden ist.“ ‘ 

4. Die bisherigen Artikel 4 und 5 werden die Artikel 5 und 6. 
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